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Einleitung 

Der Einfluß der Gewerkschaften auf die politische Meinungs- und 
Willensbildung, insbesondere aufgrund ihrer Mitwirkungsbefugnisse 
in zahlreichen staatlichen Institutionen, sowie die Rolle der Gewerk-
schaften bei der Gestaltung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen 
- kurz: die Ausübung öffentlicher Aufgaben durch die Gewerkschaf-
ten - haben schon seit längerer Zeit und unter verschiedenen Gesichts-
punkten das Interesse der einzelnen sozialwissenschaftliehen Disziplinen 
gefunden. 

Die rechtswissenschaftliehen Untersuchungen haben sich bisher vor-
zugsweise auf die staatstheoretische und verfassungsrechtliche Proble-
matik des Verbandseinflusses für das Verhältnis von Staat und Gesell-
schaft konzentriert und die Gewerkschaften oft paradigmatisch für die 
Interessenverbände herangezogen. Weitaus weniger ist die Frage nach 
den rechtlichen Auswirkungen der Wahrnehmung öffentlicher Auf-
gaben auf die innerverbandliehe Willensbildung behandelt worden. 
Mit dieser Fragestellung, die angesichts zunehmend geäußerter Kritik 
gegenüber den gewerkschaftlichen Satzungsinhalten an Aktualität ge-
winnt, wird sich die folgende Arbeit unter Einbeziehung verbands-
theoretischer und organisationssoziologischer Forschungsergebnisse 
vornehmlich aus juristischer Sicht beschäftigen. 

Die Ableitung rechtlicher Konsequenzen aus der Wahrnehmung 
öffentlicher Aufgaben für die innerverbandliehe Willensbildung ist 
sinnvollerweise nur möglich, wenn die Ausübung der jeweiligen öffent-
lichen Aufgabe ihrerseits rechtlich zugewiesen und garantiert ist. -
Zunächst wird daher näher auf die Aufgabenbereiche eingegangen, 
deren verfassungsrechtliche Gewährleistung umstritten ist. Nach einem 
kurzen Überblick über die geschichtliche Entwicklung und die gesetz-
lich eingeräumten Mitwirkungsbefugnisse der Gewerkschaften inner-
halb der staatlichen Organisation soll die Funktion der Interessenver-
bände im gegenwärtigen politischen Prozeß anhand der Ergebnisse der 
neueren Verbandsforschung nachgezeichnet werden. Daraus erwächst 
dann die verfassungsrechtliche Frage nach der juristischen Beurteilung 
der verbandsförrnigen Teilnahme an dem vorn Grundgesetz normierten 
politischen Willensbildungsprozeß. Für den Privatrechtier stellt sich 
das Problem, ob die Ausübung öffentlicher Aufgaben die Rechtsstellung 
der Gewerkschaften als privatrechtliehen Verein verändert hat. 
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Nach der Klärung der den Gewerkschaften grundgesetzlich gewähr-
leisteten öffentlichen Aufgaben im ersten Teil behandelt der zweite 
Teil ausführlich die daraus für die innerverbandliehe Willensbildung 
abzuleitenden Konsequenzen. -Wenn auch in der rechtswissenschaft-
liehen Literatur weitgehend Übereinstimmung darin besteht, daß die 
Gewerkschaften zu einer Willensbildung nach demokratischen Grund-
sätzen verpflichtet sind, so sind doch die bisher vorgelegten Begrün-
dungen in mehrfacher Hinsicht wenig zufriedenstellend. Unzureichend 
erscheinen einmal die Begründungen, die an allgemeine Gesichtspunkte 
wie "Öffentlichkeitscharakter" oder "Macht" der Gewerkschaften an-
knüpfen, da diese Kriterien auch auf ganz andersartige soziale Er-
scheinungen passen. Soweit hingegen methodisch zutreffend von ein-
zelnen öffentlichen Aufgaben der Gewerkschaften ausgegangen wird 
und daraus Folgerungen für die Binnenstruktur gezogen werden, lassen 
sich die zugrundegelegten Begründungen nicht auf die anderen Auf-
gabenhereiche übertragen. - Die eigene Konzeption differenziert 
zwischen der Koalitions- und Interessenverbandsfunktion der Gewerk-
schaften und erarbeitet die Rechtsfolgen für die innerverbandliehe 
Willensbildung getrennt nach dem jeweiligen Aufgabenbereich. Anhand 
der gewonnenen Ergebnisse wird abschließend geprüft, ob sich Be-
gründungsmerkmale feststellen lassen, die wiederum für beide Funk-
tionshereiche zutreffen. 

Die Untersuchungen zu den verschiedenen Begründungen des Gebots 
demokratischer Willensbildung sind auch für die inhaltliche Konkreti-
sierung des Demokratiegebots von weiterführender Bedeutung. Schon 
hier ist allerdings darauf hinzuweisen, daß eine Konkretisierung sorg-
fältig die verfassungsrechtlich garantierte Vereinsautonomie zu beach-
ten hat und inhaltlich daher nur allgemeine Grundsätze und Direktiven 
zu erwarten sind, die ihrerseits noch der satzungsmäßigen Konkretisie-
rung bedürfen. 

Die Ausübung öffentlicher Aufgaben durch die Gewerkschaften läßt 
grundsätzlich ihre Rechtsstellung als privatrechtlicher Verein unberührt. 
Im dritten Teil wird daher näher untersucht, inwieweit verfassungs-
rechtliche Anforderungen an die innerverbandliehe Willensbildung die 
Vorschriften des BGB-Vereinsrechts modifizieren. - Da die Gewerk-
schaften in der Rechtsform des nichteingetragenen Vereins organisiert 
sind, soll nach einem Aufriß über die Entstehungsgeschichte des BGB-
Vereinsrechts im Rahmen einer Analyse der Rechtspraxis zunächst ge-
prüft werden, ob eingetragene und nichteingetragene Vereine vor allem 
im Hinblick auf das Vereinsverfassungsrecht heute noch rechtlich unter-
schiedlich zu behandeln sind. Dabei wird dann auf die Frage einzu-
gehen sein, ob die Gewerkschaften schon aufgrund der vereinsrecht-
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liehen Vorschriften des BGB zur Willensbildung nach demokratischen 
Grundsätzen verpflichtet sind. 

Die Arbeit schließt mit einer Analyse der gewerkschaftlichen Sat-
zungspraxis, nachdem hierzu in den vorangegangenen Teilen die 
rechtlich relevanten Maßstäbe erarbeitet worden sind und insoweit der 
für eine juristisch relevante Kritik erforderliche analytische Bezugs-
rahmen vorliegt. Ein Überblick über organisationssoziologische Unter-
suchungen zum Problem innerorganisatorischer Demokratie soll aller-
dings deutlich machen, daß demokratische Satzungen nur eine unter 
mehreren Voraussetzungen für die Verwirklichung einer demokra-
tischen Verbandspraxis darstellen. 

Der hier gewählte methodische Ansatz, nach dem die Rechtsfolgen 
für die innerverbandliehe Willensbildung entsprechend dem jeweiligen 
Aufgabenbereich differenziert bestimmt werden, erfordert eine Be-
schränkung auf die von den Gewerkschaften ausgeübten öffentlichen 
Aufgaben. Eine Übertragung der am Beispiel der Gewerkschaften 
erarbeiteten Ergebnisse auf andere Verbände ist damit grundsätzlich 
nicht ausgeschlossen, setzt aber eine genaue Analyse der einzelnen 
Verbandstätigkeiten auf ihre strukturelle Gemeinsamkeit hin voraus. 

Eine solche Untersuchung, für die eine Typologie der verbandsförmig 
ausgeübten öffentlichen Aufgaben zu erstellen wäre, kann im Rahmen 
dieser Arbeit nicht mehr geleistet werden. 


